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ihre Barbertände im Page der Kreditzufnahme erheblich ver- 
stärkt, Diese Kassenbestände in Höhe von etwa zwei bis drei — 
Mrd. bfrs, bildeten praktisch zunlichst dio sinzige Liquidi- 
tätsroserre des Landes, as dio im Lande verbliebenen Geldbe- 
stünde der Nationalbank sehr gering waren, Die Banknotenre- 
serve war frühzeitig nach Ostends gebracht und bereits am 

19. m 2900 Bie Pie GRR Vruqpeniat vadam 





m unm id er the Put in NE ENS aio DERE 
Regierung durch VO vom 13. Mai 1940 ein Moratorium für | 

gg somal Forner wer durch VO vom 15. Mei 1940 

ein Wochselmwratorium bis nâo des Krieges verkündet worden, 


Einsatz der Reiohskreditkansen. d, ci 








Gebiet wurde die "Vororünung über Reichskreditkessen* 
vom 18. Mai geschaffen, mit der die deutsche VO über | 
@ Reiohskroditkessen vom 3. Mai 1940 in der Fassung der t- 
mochung des Reichsministers der Finänzen vom 15. Mni 1940 so- 
wie die deutsche VO über die Errichtung und den | 
von Reichakreditkassen in den besetzten Gebieten vom 19. Mai 
1940 bekanntgemacht wurden. 




















5 
“wohien bereits an 25. Mai 1940 dio Beichsreditkesse ta 1 - 
4emburg errichtet worden war, nehmen die | 

in Brüssel, Luteienh und Namur om 3, Juni 1940, in Antwerpen — 
und Gent am 10, Juni 1940 und in Lille em Afe ws 1940 | 
Tuiigkeit auf,?) Die Reiehekreditkasse Busur wurde am 24. | 
ni 1940 pach Charleroi verlegt und dort am 7. Juni 2941 
heben. Bis run Schluss der Pccotzung haben dann | 
reich die fünf Reichakreäitzassen in Antwerpen, 
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she Stellen - Städte und Kommunalverbünde - wie auch an Pri- 
Veifirmen gegeben. So hat s.B. die heiohskreditkasse Gent die 
Ankurbelumg der flanärischen Leinenindus tric dureh Kredi ther- 
gabe wesentlich unterstützt. Zur Deckung des dringendsten 
Geläbodarfs des Staates, der Provinzen und Gemeinden waren 

„ner suf Veranlassung der NV von einem belgischen Bankenkon- 
sortium zwei Überbrückungskredite von 300 Mill.bfrs. und 050 
Mill.bfrs. bereitgestellt worden, die in Höhe von etwa 765 
Mill.bfrs. in Anspruch genommen wurden. Die von den Reichskre- 
ditkassen gewährten Kredite haben später jedoch keinen grisse- 
ren Umfang angenommen. | 


Festsetzung der gesetzlichen Zahlungsmittel und Kursverhilt- 

Risse. | 

a) Nit der VO über die gesetzlichen "vel in besote- 
ten belgischen Gebiet vom 10. Mai 1940") wurde bestimmt, 

©  auss gesetzliche Zahlungsmittel dio Reichsmark, der belgi- 
sche Fronk und der Belga (1 Belga = 5 belgische Frankon) 
seien. Das Wührungsverhältnis der Reichsmark zum belgischen 
Franken wurde auf 
lbfri = 10 Rpf. 

festgesetzt. De die deutschen Truppen mur mit RKK-Goheinen 
Susgestattet wurden und bei allen zuständigen deutschen 
Stellen nicht dio Absicht bestand, die im Boichagebiet gul- 
tigen Reichsmarkzahlungsmittel in den besetzten Gebieton 
wmlaufen zu lassen, wurde am 17. Juni 19402 wekanntgennoht, 
dass nur die RKK-Scheins gesetzliche Zahlungsmittel wären 
und dass daneben die Rpf.-Münzen im Zahlungsverkehr zuge- 
lassen seien. Die Bekanntmachung hatte folgenden Wortlaut: 





EEE 
1) VOBLI. 1. Ausgabe vou 10.5.1940. 
2) VOBl. 2, Ausgabe vom 17.6.1940. 








2 Ausserkuresetsung und Einziehung von REX 
von $9 tmachung dazu - VOBl. 41. Ausgabe 


3) vorn. 8. Ausgabe vom 25.7.1940, 
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Das Sx 10. Mai 1940 festgesotzto Kursverhültnis vor 10 RM für 
100 bfrs., das eine lífige Überbewortung der belgischen Wih- 
rung, die vor den 10, Mai 1940 in Belgien nit 8,36 RM für 
100 bfrs, amtlich notiert wurde, darstellte, war zuniehé$ aus 
praktischen Gründen gewählt worden, um der Truppe und dem ein- 
zolnen Soldaten eine möglichst glatte und bequeme Unrechnung 
sinis, gts +- (sogenannter “shlmeisterkura). Durch $ 2 der Yo 
e Neuregelung der gesetzlichen — besetz- 
ton belgischen Oebiet von 22. Juli 19407 o P—P 
teuschkurs mit Wirkung vom 22. Juli 1940 auf 


punkte: Durch eine Abwertung wäre die Aufrechterhaltung des 
Proisniveaus sehr erschwert worden. Für den Ausserhandel wäre 
eine Abwertung von bedenklichen Folgen goworden, Der Ausverkauf 
würde sich beschleunigt und die Versorgungsschrierigkeiten wire 
den sich vergréscert haben, Die Pläne für die Errichtung des 
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erhebliche politische Bedeutung, weil weite Kreise der Be- 
vOlkerung eine starke Abwertung oder eine wiederholte in- 
derung der Kursrelation als Ausbeutungsmanóver empfunden 
haben würden. Bei der Wahl des Kursverhältnisses mussten 
dnher weitgehend die Interessen des Landes und nioht ein- 
seitige Vorteile des Reiches oder der Besatzungstruppe, 

die durch eine weitere Abwertung des belgischen Franken zu- 
nächst hätten billiger einkaufen können, währgenommen wer- 
den. Das Ziel der MY und der verantwortlichen Reíehsstellen 
wer hier wie auch sonst die Schaffung gesunder Grundlagen 
für den Wiederaufbau des wirtschaftlichen Lebens Belgiens 
unter Verzicht auf vorübergehende deutsche Beheinvorteile, 
Wenn Belgien vom Reich später zu Lieferungen und Leistungen 
herangezogen werden musste, so versuchte die MV stets, dies 
unter miglichster Bohonung der Interessen und weitestgohen- 
der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 


Landes zu tun, soweit das Gesetz des Krieges, unter dem das 
Deutsche Reich stand, dies zulioss. 


Durch VO vom 17, Nai 1940!) wurde im besetzten nordfranzBsi- 
schen Gebiet des Befehlsbereiches das Kursverhältnis der 
Reichsmark zum französischen Franken auf 1 ffr. = 5 Rpf. 


festgesetzt. Dieser Kurs ist wührend der ganzen Besatzungs- 
zeit unverändert geblieben, 


Der Kurs des luxemburgisohen Franken wurde dagegen zweimal 
neu festgesetzt. Durch VO vom 10. Mai 19402) war das Wih- 
Fungsverhältnis der Reichsmark zum luxemburgischen Franken 
auf 1 luxemburgischen Frank = 10 Rpf. bestimmt worden, 
Durch YO von l4, Juni 1940?) wurde das Währungsverhältnis 
auf 1 luxemburgischen Frank = 0,125 RM geändert, Diese vor- 


En 
1) vol. 3+ Ausgabe vom 27.6.1940, 
2) vopl. für die besetzten Gebiete des Orossherzogtums Luxem- 





3) VOl. 3. Ausgabe vom 27.6.1940. 
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uit VO vom 22. Juli 1940!) jet denn des Währungsverhältnie 
von 
1 luxenburgischen Frenk = 10 Rpf. 


wieder hergestellt worden, bei dem es unter der Zivilver- 
waltung verblieben ist, 


Erste a ine 2massnahmen. 


Zum Schutze der Währung und des Geldwesens in Belgien sowie 
des Aussenwertes der Reichsmark wurde unverzüglich nach dom 
Einmsersoh die vorläufige Devisenverordnung vom 10, Mai 19402) 
erlassen, die alsbald durch die endgtiltigo Devisenverordnung 


@ von 17. Juni 1940?) ersetzt wurde, 


Des wichtigste ärgünzungsstück einer konstruktiven Währunespo- 
litik, die Werenbewirtschartung, konnte nur nech und nach 
wirksam in Gang gesetzt worden. Dis Entwicklung dos Bewirt- 


die Einrichtung eines wirtschaftlichen Uberwachungs- und Fahn- 
dungedienstes bis in des Jahr 1944 hingezogen, Die Abschópfung 
überschüssiger Geldmengen im Steuerwege und durch Aufnahme 
kurz-, mittel- und langfristiger staatlicher Kredite und An- 
leihen am Geld- und Kapitalmarkt kem im Herbst 1940 planmässig 
in Geng. 


wenn das belgisehe Geld trotz aller Bemühungen, die denen im 
Reich angeglichen "ren, im Laufe der Jahre im Konsumsektor 
nicht die gleiche stabile innere Kaufkraft behielt, wie das 
deutsche Geld im Reiche, so lag dies nicht daren, dass die un- 
mittelbaren Massnahmen zur Abschópfung des Uberschiissigen Gel- 
des nicht wirksem waren, sondern daren, dass der belgische — 


——— — —— 
1) VOBl. . vom 25.7.1940, 
2) VOBl. 1, Ausgabe lr. Te 


3) VoBl. ?. Ausgabe Nr, 21 und 3, Ausgabe Nr, Te 
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‘lesen Beschlüssen aufgefordert wurden unc Giczbezuglich aueh 
in der Generalversemmlung vom ef. Februar 1942 interpelliert 
wurden, erklärten, hiervon offiziell nicht Kenntnis und von 
einem Protestschritt Abstand nehmen zu vollen. Nach Ansicht 
“er Brüsseler Bankleitung wäre ar den Rechtsverhältnissen 

der Nationelbank nichts geändert worden, und der Schritt der 
Londoner Regierung stellte eine Massnahme dar, die auf die 
innerbelgischen Verhältnisse keine Anwendung habs, Gouverneur 
Goffin betrachtete sich nach wie vor als der rechtmässige 
Gouverneur; im übrigen wäre gegen seine Ernennung im Juli 
1911 von der Londoner Exilregiorung auch kein Widerspruch er- 
hoben worden. 


Die Hauptversammlung der Nationalbank beschloss im August 
1942, die Mandate des Direktors Baudewyns und des Regenten 
Theunis nicht zu erneuern. Die boidan Genannten schieden nit 
Wirkung vom l, Januar 1943 bezw, vom 24, Februar 1943 aus der 
Leitung der Nationalbank aus, 


Die Bank für Internationalen Zahlungsuusgleioh hat sich nou- 
tral verhalten. Sie hat sowohl den Gouverneur Goffin als auch 
den von London aus ernannten Gouverneur Theunis anerkannt, 


@- die Stelle des belgischen "exoffioio" Mitgliedes ibres 


Verwaltungsrats offen gelassen, 
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Die Tütigkeit der Notenbanken. 
Entwicklung des Geldumleufs. 


Die Nationalbank von Belgien hatte nach Herausgabe ihres suse 
weises vom 8, Mai 1940 die Veröffentlichung ihrer Woohenaus- 
weise eingestellt. Der neuerriehteten Emissionsbank war die 
Veröffentlichung von Wochenausweisen gemliss Artikel 24 ihrer 
Satzung freigestellt. Sie hatte lediglich den Kommissar halb- 
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JEhrlieh eine Aufstellung über den ©tané fer Aktiv 


Passiven der Bank zù eben. 


Anfeng 1941 ergab sich die Frage der Tiedervoräffen*tlichune 
ler Wocheneuswnise der Yatfonalbank, zu 4er sio nac! Ja 
kel 71 des Rarkresetzes von 24, Auzust 197 Let i l 4 
der Etatuten verpflichtet war, Dle Veriffe: tlichur 111 
anf die Berälkernr Teruhliran? wirken, in der Ther An: ta 
OQ... Ausmass des lotenumlaufs bsunruhirend: jo! 

"irkulierten. Der Nationnlbenkausweis allein ohn le t 
der Emissionsbank, die wichtice Geschäfts ize i 

hatte, hätte nur ein unvollstiindizes 8414 von dor * 


lege gegeben. Die Ausweise der beiden No*enbanken wurden dae 


LE a 
hn u ` " 52 : 
wor aufeinander abgestimmt, nach der Genflogenheit der tio» 
nalbank 'ewoils an onnerstarabend n5rasoh!: - 
nm A * i Hd TJ. P * ind A 
nden Sonnabend = erstmals wieder rr ce Januar 1941 = vere 


Affentlicht, 


ie Ausweise heidar Institute wurde: . einen "wer nme ! 7 ^ 1 “Se 
è. is der Netionelbank uni der Imisstonsbank" verc: 1 


der gomeinsom mit den beiden Finzelaurweisen vor fonti! 


wurce und einen vollstiindircen "borti!^ ham A4 Laza 
o à 6 

ab. Eine Übersicht Uber die Entwicklun ^r Heuptpo: c 

Gemeinschaftsensweiseos wih-*or? der | t: 


Vergleich der Ausreise vom 9, } 
1944 sind als Anlagen beirefürt 


lai 
1) 


v 
Der Notenbankstatus (Nationalbark und Emissionsbank) wies in 


der Zeit vom B. Mai 1940 bis 31, August 1944 folgende wesent- 


liche Veründerunrsn aufs 


1) vel. Anlage III Gemeinschaftsausweise der Hationalbe: von 
Belgien und der Mmissionnbank in Trürnel, 


vel. Anlage IT Wochenausweise der Bationelbenk, der Mise 


S1onsbank und der Gomeinschaftsausweis vom 
31.84.1944. 
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1) Det Banknotemumlauf ist ex 70.470 

—. auf 100,276 gestiegen, 

2) Die Girokonten erhöhten sich um 
auf 4.022. TY 
Die Siohtverbindlichkeiten beider Ro- 
tenbanken 


haben sich demnach um 73.583 
auf 104,298 erhöht = 240 1 seit 8.5.40, 


3) Unter Serllcksichtigung der Postscheck- 
guthaben von 


— 52344 
ergibt sich eine Steigerung der Passi- 
ven um 






























81.927. 
7» -—"MEcRus o RR 
Dieser Ausweitung der Yorbintlichke:!- 
ton stehen folgende Veränderungen der 
Aktiven gegenüber; 
+) Die Derisenbestände erhöhten sich um 68.424 
auf 68.443, 
5) Die Staetskredite weisen: eine Steige- 
rung um 16.436 
auf 21.184 auf. 
6) Der Wertpapierbestand stieg um 393 
auf 1.873. v 
85.255 
Hingegen ermissigten sich 
7) die Privatkredite um 967 
auf 556 und 
8) der Goldbestand um 1,74? 2.716 
auf 21.656. 
Erhöhung der Aktiven: 82.537. 






Im einzelnen ist folgendes zu berichten: 


Der Banknotenumlauf hat nachstehende Entwicklung genommen ı 





Steigerung 
Leite ` 


| pegen im Monats- 
punkt Jahr fn > 8.45.40 .durohsohnitt 











EES: eer 
9.5.1740 29.8506 

Ende 1940 34.817 5.011 25 « 17 626 

, 1941 48.466 13.649 39 5 63 % 1.13 

. 2942 676881 19.415 40 : 128 ; 1.61 

a 1943 82.211 15.330 23 » 179 5 1.278 
31.8.1944 100.276 
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Damit wurde in dem letzten unter deutscher Besetzung veröf- 


fentlichten Ausweis vom 31. August 1944 der 100 Erd.-Detreg 
überschritten. 


Des Tempo der Umlaufssteigerung war uneinheitlich, Während 
im Johre 1940 infolge der grösseren Devorrotung der Wirt- 
schaft mit Barzahlungsmitteln vor Ausbruch der Feindselig- 
keiten und des anschlisssenden Rlckströnens dieser flüssigen 
Mittel zur Notenbank die monatliche Lurchschnittssteigerung 
(Mei bis Dezember 1940) nur 626 Mill. bfrs, betrug, erhöhte 


sich das Tempo 1941 bis 1942 beträchtlich, Die Steigerumg im 
Monetsdurehschnitt betrug: 


und 1942 = le 
In Jahre 194? 
war ein Rückgang der monatlichen 
Unlaufszunahme NN" sav 4996.89 TEY 1.278 = u 


1941 = 1.207 Mill. + 


festzustell ı, die mit den Rückwirkungen der Ausserkraft- 
setzung der Noten zu 500 und 1.000 hfl in Holland im Mrs 
1943 zusammenhing. In Belgien ergab sich daraus ein Rückstrom 
von 5.5 Mrd. bfrs. = 54 $ der 10.000 Frank-Noten zur Hatio- 
nalbank. Er wurde durch oinen erhöhten Geldbedarf aufgrund 


steigender Cloaringüberweisungen aus den Reich wieder ausge- 
elichen, 


Das erste Halbjahr 1944 brachte hingegon ein starkes Anstei- 
gen der Umlaufsausweitung als Folge der Flicgerangriffe auf 
Aio belgischen Verkchrsanlagen im Frühjahr 1744, die zu Ein- 
Inrerickziehungen bei den Banken führten. Ausserdem hatte 
sich die belgische Wirtschaft in den Vormoncten der Invasion 
mit grösseren Beständen an flüssigen Zahluneamitteln einge- 
deckt. Schliesslich erfuhren die Clearinzzu) lungen eine wei- 
tere Erhöhung, hauptsächlich durch „berweisungen an deutsche 
Dienststellen, die ‘sich ebenfalls mit hesorvan versehen, um 


e be 


inen oventuellen Versagen des Ülcvuringverkehrs - gegen 


alle Celdanspriche gerustet zu sein. CEER 
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Der Vergleich der Gelävermehrung in Belgien mit dem Zuwachs 
in den angrenzenden Ländern zeigt, dass dio Ausweitung seit 


2. Jenuer 1938 in Belgien niedriger war als in Frenkreich, 
Holland und dem Deutschen Reich. 











Steice : des Notenumlaufe in Prozentsätzen 
gering Ces Fotenumlaufs in Prozentsätzen 
seit Januar 1979 
Zeitraum Belgien Frank- Holland Deutsches 
reich Reich 
I i TSS CE NS RSS Te 
Jan.358 - Mürz 40 + 35 5 96945 + 244 + 127 % 
QUI - Dez. 1940 + 26% +60% + 51% e 33 2 
194] + 65% +564 + 64% + 1 X 
194 + 91% +122 % +105 % + 201% 
1943 + 75% 28 2 + 5215 + 86% 
Jen,- Juni 1944 + 54$ 45624 + 96 + 45% 
(bis Mei 44) 
* & €4985 + 389% + 618% 


za A IDEE ZODGA GE ZZ 225 Seen=2 es Ge XD AL m0 ni i2 D 1B 23 GXoo& 


Das Tempo der Umlaufsausweitung war domnach mit Ausnahme des 
Jehres 1941 in Belgien geringer als in den umliegenden Län- 
dern, Die niedrigere Ziffer in Holland für 1943 ist auf die 
Rückziehung der grossen Notenebsehnitte zurüekzuführen. In 
Vergleich zum Deutschen Reich gibt diese rein zehlenmiissige 
@ gegezüberstellung jedooh kein richtiges Bild, weil in 
Deutschlend seit 1938 beträchtliche Godletzcrweiterungen da- 
zugokommen waren und weil der ständig steigenden Ausdehnung 


der deutschen Produktion eine rückglingige Beschäftigung der 
belgischen Wirtschaft gegenüberstand, 





Kach einer Schätzung der Reichswirtschaftskommer vom Ecmaor 
1942 betrug die Wirtschaftsleistung - mit dem Jahre 1937 = 
100 $ verglichen - im Jahre 1942, in Deutschland 125 $, in 
Belgien jedoch nur 45 $. Ein Oelézuwschs von 618 $ ist in 
Deutschland bei 125 $ Wirtecheftsleistung praktisch mur eine 
Vermehrung un otwa 500 £, 346 $ Geläzuwachs in Belgien würden 
Jedoch bei 45 # Wirtsehaftaleistung einer Gelévermehrung um 
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soheftsleistungen zu niedrig eingesetzt wäre und wenn als 
richtig unterstellt würde, dass der tatsächliche Geldumleuf 
in Belgien wegen grosser Banknotenhortungen niedriger war als 
der nominelle, so steht dooh wohl fest, dass die für beide 
Länder prozentual errechnete Ausweitung des Geldumlaufs für 
Belgien wührungsmüssig eine schwerere Belastung darstellte 
als für Deutschland, 


Eine Gegenüberstellung des Hotenumleufs pro Kopf der Bevülke- 
rung zeigt, dass Belgien weit an der Spitze der vergleichba- 
ren Länder stand. Die absolute Höhe (1943) von 8.719 bfrs. = 
697 RM pro Kopf in Belgien ist ein Zeichen dafür, dass neben 
der in Belgien - wie aueh in Frankreich - starken Neigung zur 
Barzahlung eine bedeutende Notenhortung bestand. Die deutschen 
Bemühungen zur Förderung des bargelälosen Zahlungsverkehrs 
hatten keinen tiefer sroifenden Erfolg cezeitigt. Belgien 
hatte von jeher den grössten Notenumlauf pro Kopf der Beröl- 
kerung der Vergleichsländer, im Jahre 1937 z.B. bereits mehr 
als das Dreifache der entsprechenden Umlaufsmenge im Reich: 


Belgien: Mai 1940 pro Kopf 23 bfrs. 


Mai 1945 pro Kopf .719 bfrs. 
Frankreich: Mai 1940 pro Kopf 3,7802 ffrs. = 2.181 dirs. 
Apr.1943 pro Kopf 10.245 ffrs, = 6.403 dfre. 
Holland: Mai 1940 pro Kopf 120 nfl. = 1.840 bfrs, 
Mai 1943 pro Kopf 5 hfl. = 4,727 bfre,. 
Deutschland: Mai 1940 pro Kopf 148 mu = 1,775 bfrs, 
Mai 1943 pre Kopf 285 mi = 3,537 bfre. 


Die Stüekelung des Banknotenunlaufs zeigte folgende Entwick- 


lung? 
(in Mill. bfrs.) 
Noten zus 10.000 1.000 500 100 Qesant- 
: 
1.5.1940 


.315 14. 
nt 2244 l ito $ JS 
1.5.1942 5.800 26.725 7.687 13:50 


1. 1242 3.805 2i Ls TE 17.230 
EEE (7. (53.559) Ex (8:95 ) 
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Dazu kam noch der Umlauf an $taatsnoten in folgender Zusam- 


mensetzungi 
| (in Mill. bfrs.) 


Boten zu: 50 20 5 Gesantbetrag 
«2.19240 464 14 49 528 
123-1943 1.057 210 156 1.424 
1.5.1942 1. 0 39 155 2.27 
1.5.1945 1.52 55 169 2.55 
* 1.1.1944 1.7 354 15? 2.817 
(1.8.1944) (2.099) (1.090) (144) (3.333) 


Der Umlauf an 10,000 bfrs.-Hoten, der bis 15, April 1945 auf 
11.769 Mill. bfrs. = 16 £ des Gesamtumlaufs &estiegen war - 
gegenüber einem Umlauf an 1.000 RW-Koten im Reich von nur 

0,7 À Ende 1942 - war durch die sohlegartige Ausserkraftset- 
zung der Noten in Holland beeinflusst worden. Der Rüokstrom 
an 10.000 bfrs.-Noten zur Nationalbank setzte besonders in 
den ersten Tagen beinahe panikartig ein (z.B. am 18. Mürsz 
1945 mit über 800 Mill. bfrs.), so dass zeitweise Befürehtun- 
gen auftraten, ob die Reserven an kleineren Banknoten ausrei- 
chen würden, Im April trat jedoch wieder eine Beruhigung boim 
belgischen Publikum ein. Der 10.000 bfrs,.-Notenurlauf ist in 
der Zeit vom 15, März bis le Mai 1943 um 54 % zurüokgegangen, 
Von den eingelieferten grossen Noten wurde nur ein Teil Zug 
um Zug gegen kleinere Absohnitte umgetausoht, De erfahrungs- 
gemäss die 10,000 bfre.-Noten zur Bezahlung von Sohwarzge- 
schäften dienten oder gehortet wurden, wurde die Nationalbank 
bei dieser Gelegenheit angewiesen, dic Neuausgabe solcher No- 
ten einzustellen und bestrebt zu sein, auch die restlichen 
umlaufenden Abschnitte zu 104.000 bfrs, nach und naoh aus dem 
Verkehr zu ziehen. Der in den Jahren 1943 und 1944 immer 
fühlbarer werdende Mangel an Banknotenpapier zwang hingecen 
die Notenbank, wieder auf diese Noten zurüokzugreifen und sie 
zum Teil wieder in den Verkehr zu bringen. 


Dio Giroguthaben der veiden belgischen "otenbanken haben sich 
von 309 Mill. em 8. Mat 1940 auf 4,022 "111. bfrs. am 31. Au- 


&ust 1944 erhöht, Die Steigerume hing hau pächlich mit der 


3 45953 
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Errichtung von Konten für die deutschen Dienststellen bei der 
Hmissionsbank zusammen. Ein wesentlicher Anteil entfiel al- 
lein auf das Konto der Hauptverwaltung der Reichskreditkassen, 
das durch die Besatzungskosten ies belgischen Staates ge- 
speist wurde, Weitere grössere Guthabenbestünde wiesen die 
Konten der Wehrmechtverrechnungskasse sowie der Aligemeinen 
Werenverkehrs-GabH. auf, 


Die Girokonten der Nationalbank, die in erster Linie die 
flüssigen Reserven der Privatbanken darstellten, waren weni- 
Ser grossen Schrankungen unterworfen. Der Guthebenbestaná am 
21.0.1944 betrug 1.571 Mill. bfrs. 


Der Bar- und Girclgeldumlauf hat sich in der Beriohtszeit 
wie folgt entwiokelt: 


Zeitruum Stück- = Zuwachs gesanter = Zuwachs 
gel- Ber- und 
umlauf Giralzeld- 


au 


et —— m 


am B. Mei 1940 31,4 - 32,5 - 

zu Ende 1940 36,6 + 5,2 39,2 * 6,9 
Zu Ende 1941 51,6 + 15,- 53,9 * 14,7 
zu Ende 1942 fro] + 20,1 76,2 * 22,5 
zu nie 194: 2,7 + 16,0 93,1 + 16,9 
am l, Juli 1944 100,3 + 12,6 106,5 + 15,4 


Die Zunahme des ftüekgeláumleufs betrug bis 1, Juli 1944 = 
9,9 Mr4, bfre, = e 219 %, die des gesonten Bar- und Giral- 
»lAymlaufa?) 74,2 “rd. Ofra, = + 230 < von 8, Mai 1940, 


Die Guthaben des Pontncheekamten hei der Enissionsbank, die 
früher vom belgischen Staat verwaltet wurden, betrugen am 
le Dezember 1943 = 7,102 Mil). bfrs, Die Intwioklung der 
Privateuthaben zeigt folrendes 9114: 
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1) vel. Anlage Yi Zusammensetzung des Bar- und Giralgeldun- 
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15. Mai 1340 2.957 Alle bfrs, 

3. August 1940 30059 -° - 
31. Dezember 1940 3.634 * a 
31. Dezember 1941 5.085  " " 
31. Dezember 1942 5.872 " " 
31. Dezember 1943 7.102 " a 
J0. Juni 1944 8.296 2 " 


Der Bestand dos Postscheckamtes «n belgischen Schatzanweisun- 
een, in denen 65 >» des Einlagenzuwschses seit dem 3. August 
1940 automatisoh angelegt wurde, betrug em 30, Juni 1944 = 
5,404 Mill. bfr5. 

— 

Die Sichtverbindlichkeiten beider Notenbanken (Banknotonum- 
lauf und Giroguthaben) zeigen seit 8. Mai 1940 folgende Ent- 
wicklung: | 


Nationelbenk allein: 


Be Mai 1940 30.715 N11l.bfrs. 30e 715 Mill.bfr8, 
Ende 1940 57.3599 * » 36.537 * ® 
Ende 1941 50,728 * " 49.70 " 
Ende 1942 11-405 * " 69.170 " " 
Ende 1943 8.700 * " 4.588 * " 
31. 8. 1944 104,298 * e 101.891 " " 


Quer der Goládeokungsbestismungen der National- 
banknoten. 


Tührend für die Enissionsbank besondere Mindestdeckungste- 
Stimmungen für die Sichtverbindlichkeiten nicht vorgesehen 
waren, mussten gemiss Artikel 4 des belgischen Bankgesetzos 
| 24, August 1939 und Artikel 30 des Statutes der National- 
bank von Belgien die Sichtverbindlichkeiten der Nationalbank 
zu 40 $ dureh Gold oder Golddevisen - davon mindestens 30 $ 
in Gold - gedeckt sein. Bei einem bilanzmässigen Goldbestand 
von 21,6 Mrd. bfrs. wurde die gosotzliohe Kindestdeskung un- 
tersohritten, sobald die Sichtvorbindlichkoiten über dem Be- 
trage von 54,1 Mrd, bfrs. hinsus anstiogen. Das ständige An- 
wachsen des Xotenumleufs lenite die Aufmerksamkeit der deut- 
sehen Stellen schon frthzeitic auf diese Möglichkeit. Bei 
Verhandlungen mit der Raticmalbank und dem Generalsekretür 
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des Finenzministeriums, die bereits im Februar 1942 aufge- 
nommen wurden, wurde erkennbar, dass die belgischen Stellen 
nicht beabsichtigten, die Bestimmungen Uber die Notenmindest- 
jeckung, dio der weiteren Notenausgabe hincerlich waren, von 
sich aus ausser Kraft zu setzen. Der Nogentenrat der Natio- 
nalbenk beschäftigte sich in der Sitzuns von 25. Februar 1942 
mit der Frage, welche Haltung dio Nationalbank einnehmen sol- 
le, wenn die Nationalbank durch eine VO der MV von der Ver- 
pflichtung zur Sinhaltung der 40 Z£igen Deckungsgrenze be- 
Streit werde und beschloss am 4. März 1942, dass die National- 
bank sine von deutscher Seite erlessene VO zur Ausserkreft- 
setzung der Notendeckungesrenze bis auf weiteres folgen kün- 
ne und dass der Artikel 29 des Bankgesetzes vom 24. August 
1939 nicht angewandt werden solle. Gleichzeitig mit der YO 
über die Geschäftstätigkeit der Nationalbank vom 6. März 19421 
mit der die Deokungsbostimmungen bis auf weiteres ausser 
Kraft gesetzt wurden, wurde eine ausführliche Pressenotiz?) 
über die Aufhebung der Deckungsbestismungen herausgegeben. 


Die belgische Öffantlichkeit het diese Massnahme mit verhält- 
e nismässig grosser Ruhe auizenommen, Line geringfügige Speku- 
letionswelle an der Börse ebbte bald wieder ab. 


Das Deckungsverhältnis hat sich wie folgt entwickelt: 


31. 1939 82 
8. — 1940 16 x 
25. Juni 1941 ‘ 
25. Dezember 1941 
. Dezember 1942 
25. Dezember 1947 
. August 1944 


BASIS 
Prunny 


Devisenbestané der Nationalbank, 
Die Devisenbestinde als Eauptursache für die Ausweitung des 
Geldumleufs in Belgien sind fast amsschliosslich dureh das 


1) VOL. 69. Ausgabe Br. 1. 
2) vgl. Anlage VI. 
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Anwachsen der belgischen Clearingguthaben, die im Laufe der 
Zeit für die Währungsermittlung entscheidend waren, booin- 
flusst worden, 


Die Nationalbank unterhielt vor dem Kriege nur geringe Devi- 
senbestünde für die Aufrechterhaltung des laufenden Ge- 
sohüftsvorkehrs mit den euslindischen Zentral- und Privetban- 
ken, und zwar 

in and 382 Mill. bfrs. 

1n ° ^ La 

in sonstigen Steaten 1,2 " ° 

44,9 Nill, bfrs,, 
nn m Ta 17117] 

von denen sie in ihrem Status per B. Mai 1940 nur 19 Mill, 
bfrs, auswies. Ihr Devisenbestand erhöhte sich naeh der Be- 
setzung infolge des Umtauschs von RKK-Scheinen gegen belgi- 
scho Zahlungsmittel und dor Clearingauszahlungen, dio enfüng- 
lich bis auf den Höchstbostand von 2,977 Mill. bfrs. am 24, 
April 1941 Uber die Nationalbank geleitet wurden. Beide Ge- 
sohäftszwoige wurden dann auf die Emissionsbank übertragen, 
bei der sämtliche mit der Besetzung des Landes zusammenhän- 
gende Geschäfte konzentriert wurden. Die Nationalbank hat 
aher von Ende 1942 eb nur noch die obengenannten Devisenbe- 
stünde im Betrage von 44,9 Mill. bfrs. ausgewiesen, 


Clearingguthaben der Imissionsbank, 


Yon unvergleichlich grdsserer Bedeutung war der Devisenbe- 
stand der Emissionsbank. Den weitaus wichtigsten Posten bil- 
dote das Guthaben im Rahmen des Zentralclearings bei der 
Deutschen Yerrechnungskesse, ? ! 


Die Zunahme des Cleeringguthabens hat sich bis zum Frühjahr 

1943 progressiv gesteigert. Yon diesem Zeitpunkt an blieb I 

Sie mit durchschnittlich 5,7 Med. bfrs. pro Vierteljahr un- 

geführ stabil, | | 

1) vel. Anlage VITi Übersicht über die Entwicklung des Clea- : 
ringguthabens 
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Belgien 
9.2.20 
30.656,44) 


r= Deus 


(1.9.39 
1.9.44) 





EER, | 


Gesamtenagaben 216 Mrd.bfrs. 1.650 Mrd.ffrs. 503 M111.1M 


gedeckt durch: 
a) Steuern 65 = 29 € 


Besatzungs- 
kostenzah- 


lung 
Kriessbei- 
trüge usw, - 

3 b) Anleihen u, 

Bonctzen- 

wet 

Abschóp- 
) 78 = 34% 
e) Notenbank 

(Inflation) 81 = 37 € 


III. Die Regelung des Geläumlaufs. 


535 = 52 $ 


600 = 37 $ 
515 = 31 $ 


1. Behandlung der Reichskreditkassenscheine. 
Die Ausgabe von RfK-Scheinen Aurch dio Reichskreditkas- | 
sen in Belgien betrug in der Zeit von Mai bis Oktober . À 
1940 etwa 4,2 bis 4,4 Mrd, bfrs. = 336 bis 352 Mill. du Ji 
Devon wurden bis zum 30, Juni 1941 = 3.567 Mill. bf» / | 
285 Mill. FM von den Notenbanken ous dem Verkehr ge: } 
gen und an die Heuptverwaltung der Reichskreditkassbn | 


abgeführt. 


153 = 31 $ 


| 


i 


Nachdem Ger Zahlungsverkehr der Wehrmacht Anfang Okto- 

ber 1940 auf bfre.-Zahlungsmittel umgestellt worden wer, 
konnte eufgrund der erlassenen Devisenbestimmungen erwar- 
tet werden, dass ein wesentlicher Zufluss von RkK-Sehei- ! 
men aus dem Reich nicht stattfinden würde. Den Fohr- | 
machtengehörigen war auch dis Versusgabung von RKK- 
Soheineu in Belgien dureh die Wehrmech;zahlungsregelung | 


des OKW verboten worden. 
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sen in Belgien betrug in der Zeit vom Wi bis 

1940 etwa 4,2 bis 4,4 Med. dire. = 336 bis 352 MII 
Deven wurden bis zum 30. Juni 1941 = 3.367 i: 
285 Will. PH von den Notenbanken aus dem Verkehr 


Soheinen in Belgien durch die Behrnechtzehlungsregelung 
des OKF verboten worden. 
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Wit dem belgischen Finsnzministerium wurde vereinbort, 
dass die nach dem 30. Junt 1941 von den Notenbanken noch 
sufgenommenen REK-Gcheine monatlich in Höhe von 50 Mill. 
bfrs, = 4 Mill. RM auf die Besetzungskostenreten in Zah= 
lung gegeben werden konnten. Bis April 1942 hette die 
Nationalbank über den Betrag von 2.567 Mill. bfrs. hinaus 
weitere 800 Mill. bfrs, an RRK-Scheinen ungeteuscht, so 
dass der ursprünglich in der Zeit vom Mai bis Oktober 
1940 ausgegebene Betrag an REK-Scheinen völlig aus dem 
Verkehr gezogen gelten konnte. Es konnte daher angenome 
men werden, dass sich zu diesem Zeitpunkt praktisch kaum 
noch REK-Scheine im Lande befenden, Trotzdem tauchten 
seit Beginn des Jahres 1942 in Belgien in steigendem 
Nasso REX-Scheine auf, dio von den Notenbanken laufend 
gegen belgische Zahlungsmittel umgetauseht werden muss= 
ten. à 


Bin erheblicher Zufluss wurde 1m April, Mai und Juni 1942 
dureh aus dem Osten kommende Truppenteile verursacht, 


Die illegale Einbringung war jedoch Ale Haupturenche. So 


hatte z,B. eine Dienststelle der Luftwaffe B Mill. PM 
REK-Geheine nach Belgien ungenehmigt eingeführt, um 
Bohrarzeufkäufe zu tütigen, nachdem die NY die Finanzio- 
zung der Vorhaben aus Beseïzungskosten für unmöglich er- 
klärt hatte, 


Die Notenbenken, die im Frühsommer 1942 u.a. auch wie- 
der gegen ĉas Anwachsen dor Oleeringüberweisungen oppo- 
nierten, Kusserten gegen don erneuten Zustrom der REK- 
Beheine schwerste Bedenken und stellten ihre we!tere 
Mitarbeit in Frage, wenn nioht dagegen vorgegangen wer- 
den würde, Da die auch von der BY angestrebte Oränung 
im belgischen Geléwesen unà Übersicht über den Geldun- 
lauf supfinälich gestört wurde, mussten Nasenahmen ge- 
sucht werden, um die Verwertung neu eingefihrter RKK- 
Beheine unmöglich zu machen, ohne jedoch zur Aufhebung 
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ihrer gesetzlichen Zshlkreft, die aus grundsätzlichen 
Erwägungen erhalten bleiben sollte, schreiten zu müs- 
pen. 


Gegen die offizielle Ausserkurssotzung der RKK -8oheine 
sprachen erhebliche Bedenken. Zunächst hätte ein Auf- 
ruf der REK-Gcheine erfolgen müssen. Voraussetzung für 
die Ausserkurssetzung wäre eine bindende Erklärung der | 
Netionalbank und des Finanzministeriums gewesen, dass 
sie zur Ausgabe von Banknoten nach Massgabe des jewei- 
ligen Wehrmechtbedarfs uneingeschränkt bereit seien, 
oder aber das Vorhandensein einer ausreichenden Menge 
| auf Vorrat gedruckter neuer Noten der Imissionsbank in 
| Brüssel, die bei Ausfall der Nationalbank sofort zur 

| Verfügung standen, zu deren Herstellung aber mindo- 
stens víer bis fünf Monate Zeit erforderlich gewesen 
wären. 





| 


Pie Miglichkeit, dei Ausfall der Nationalbank die Emis- 
sionsbenk in Gang zu setzen, het die MY wiederholt be- 
sohäftigt. Bin solcher Bohritt, der gerade in dem Zeit- 
punkt hätte getan werden müssen, in dem dureh einen 
Rücktritt der Leitung der Nationalbenk ĉie Óffentlioh- 
keit auf die akute Geflhrdung der belgischen Währung 
hingewiesen worden mire, hätte wahrscheinlich ein Ex- 
periment dargestellt, das, wenn es überhaupt gelang, | 
mur von vorübergehender Wirkung sein konnte. Die in 
ihrem Vertrauen zum belgischen Franken wankend gevor- 
dene Bevölkerung hätte den Banknoten der Eminsionsbank 
kaum Vertrauen entgegengebraoht. Die Bevölkerung Bel- 
giens würde möglicherweise die Mmissionsbarknote ther- | 
haupt abgelehnt haben, da sie in ihr ein Desatzungs- 
geld gesehen hätte, hinter den nicht, wie beim REK- 
Behein, das Deutsche Reich stand. Es musste daher in 
Rechnung gestellt werden, dass das Experiment mit der 














eu - # 
ww. 5 
| sn f 


à Tu 


— 


der durch einen Rücktritt der Leitung der Fationalbank 
bereits diskriminicrt worden war, beschleunigte, $c 
dass Letzten Endes eis Einsatz der T"KK-Ooheiíano hätte 
erfolgen müssen. Überlegungen dieser Art haben die MV 
stets veranlasst, mit den Wotendenken alle Fragen der 


 €EX-Goheine sehr behutsam zu behandeln, 


Da dio völlige Ausserkraftsetzung der BKK-Gcheine wegen 
der angeführten Bedenken nicht möglich war, so hätte 
ton Schwierigkeiten, die aus dem Einströnen der für 
fen Osten ausgegebenen FKK-£cheine entstanden, damit 
begegnet werden können, &ese die in den besetzten Vest- 
gebieten umleufenden BXr-Scheine dureh den (derdruok 
"Westen" gekennzeichnet worden wären, Abgesehen von 
der Gefchr der Fälschung dieses Überéruckeas wer ézbei 
aber zu befürchten, dass dic "Yest-REX-85e2e1nc* gegen- 
über den übrigen R&K-Scheinen eine unterschiedliche 
Bewertung erfuhren. 


Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass weder 

eino Ausserkurssetzung noch sine Abstempelung der 

REK-Gcheine möglich erschien und daher andere Tege be- T 
gangen werden mussten. 


Um Nachforschungen über die Herkunft der FKK-£cheine 
anstellen zu können, wurde zunächst den Banken en 

11. Juni 1942 aufgegeben, Einzshlungen von RKX-Schei- 
nen im Einzelbetrage von 50.000 bfrs. = 4.000 RM und 
mehr der XY zu melden. Fermer wurde den Banken in be- 
sonderen verboten, von deutschen Stellen REK-Scheine 
als Einzahlung auf Benkncten ertgegerzunehren, Dertiber- 
hinaus erging am 7. Juli 1942 ein allgemeines Verbot 
an die belgischen Banken, HKX«S8choine in Zahlung zu 
nehmen, auszuzahien oder geren belcisehe Franken Umzu- 
wechreln. Anschliesomä wurde am 17. Juli 1942 ale Be- 
völkerung dureh eine Prossenc tiz anfeeford 
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Die Umteusohsperre wurde bereits em 1, Beptember 1942 
etwas gelockert, Die Mmissionsbank wurde angewiesen, 


Der Beauftragte für den Vierjahresplen hat denn jedoeh 
, mit Schreiben vom 15. Dezember 1942 ersucht, die N5g- 
| lichkeit, RXK-Scheine ständig ohne Sohwierigkeiten in 
Belgien umzutauschen, wieder herzustellen, Die Emis- 
sionebank wurde daraufhin angewiesen, alle alten Be- 
stände aus der Zeit vor dem 17. August 1942 ohne wei- 
teres noch hereinzunehmen und @arüberhinaus REX-Scheine 
von Geschäftsleuten, insbesondere Hotels, Restaurants 
und Einzelhindlern im Rahmen ihres normalen Geschäfts- 
wmfanges unter Einschaltung ihrer Filialen umzuweoh- 
seln. Mit diesen Massnahmen war den Bedürfnissen der 








ee um 





OMA 


I! — 0027 


| 


-117- 


Soldaten Rechnung grtragen. 


Weitergehende Lockerungen weren untunlieh, weil da- 
durch der Überblick Uber den Oeldumlauf und die Steu- 
erung des Geldzustroms erneut geführdet worden wire, 
Die Tütigkeit der am 1, Oktober 1942 zur Kontrolle 
der Wehrmechtgelfversorcune im Clearingwege errichte- 
ten Wehrmeohtverreohnungekasse wäre weitgehend geçen- 
stendslos gemacht, die Kontrolle des Schmarzhandels 
mooh weiter erschwert und Aie Zusammenfassung des so- 
genannten legalisierten Schwarzhardecls we!tcohen4 
lahmgelegt worden. 


Die Untäusche von RKK-Soheinen und Pfennigmünzen de- 
trugen bis Jl. August 1944 insgosant 7,4 Mrd. bfre. a 
593 Mill. RM. 


Auf die seit Herbst 1941 wiederholt vorgetregenen Bo- 
denken der WV gegen die unberechtigte Zinbringune von 
BEE-Scheinen hatte das OKW in Ergünzung dor ellgenei- 
men Dévisenbestimmungen für die Wehrmacht (Wehrmecht= 
sahlungeregelung) vom Herbet 1941 bereits mit *r1ass 
vo 25. Juni 1942 angeordnet, dase Gelétumwechslungen 
jeder Art durch die Refohsbankenetelten, Reichskredit- 
kassen und sonstigen Bankenstelten zugunsten militäri- 
wu 1 vorgenommen werden dürften, 
wurde vom Leitenden Intendanten bein 
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Um auch die Abhebungen von REK-Geheinen unter Kontrolle zu 
bekommen, wurden auf Bitte der MY die Peichsbenkanstalten 
vom Reichebankdirektorium mit Verfügung vom 5. September 
1942 und vom 9, März 1943 angewiesen, grössere Abhebungen 
von RKX-Scheinen durch Wehrmsehtdienststellen zu melden. 


Der Gelübetrag, den zurückkohrende Urlauber nach Belgien 
hereinbringen durften, wurde ausserdem durch Erlass des OKW 
vom 23. Juni 1945 von 50 RM auf 20 RM herabgesetzt. Das OKW 
bestimmte ferner durch Erless vom 27. August 1947, dass RKK- 
Seheine nur noch von bodenständigen Kassendienststollen der 
Wehrmacht erhoben werden dürften, bei denen die Verwendung 
der RKX-Scheine kontrolliert wurde. 


Diese Messnahmen haben die missbräuchliche Verwendung von 
RKK-Scheinen eingeengt. Sie hätten jedoch keinen durohgrei- 
fenden Erfolg gebracht, wenn nicht die Verwendbarkeit der 
REK-Scheine in Belgien durch ihre praktische Ausserkursset- 
zung ausgeschlossen worden wire. Die NV hatte mit dieser 
Massnahme beabsichtigt, den REK-Schein auch als Trensfer- 
mittel ausser Kraft zu setzen, nachdem er els Zahlungamittel 
tatsüohlieh nicht mehr gebraucht wurde, Trotz vielfacher Wie 
derstände, die sie dabei gefunden hatte, ist nicht zweifel- 
haft, dass die MY von vorneherein auf dem richtigen Woge 
wer. Der MilBef in Frankreich, Ger sich dem belgischen Vor- 
gehen bereite im September 1942 hatte anschliessen wollen, 
hat daher im Herbst 1945 ebenfalls die Ausserkurssetzung 


der REK-Gcheine in Frankreich nach belgischen Muster vorge- 
nommen. 


2. Herausgabe des Bestandes der Emiesionsbank an Reichskredit- 


k&ssenscheinen. Unteusehkonto Über 3.567 Nill, bfrs. 
Um die von den belgischen Notenbamken umgetauschten EXX- 
Scheine riedsr einer Verwendung im Zahlungsverkehr zuzufüh- 


ren, wer die Hauptverwaltung der Reichskreditkessen bereits 
in Herbst 1940 bemüht, die bei der Enissionsbenk befindli- 
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von dor Emissiousbank ein Betrag von 36 Mill. Bi ausgelie- 


fert. Sie erhielt bei dor Hauptverwaltung der Reichskredit- 


kassen cine Gutschrift auf einem unverzinsliohen Guthaben- 
konto - cuf ihren ausürücklichen Wunsch in belgischer Wäh- 
zung - in Höhe von 450 Mill. bfrs. über das spätere Yoroin- 
barungen vorbehalten bleiben sollten. 


fm Frühjahr 1941 Nusserte die Hauptverwaltung der Reichskre- 
&itkassen wiederum den Wunsch auf Rückerhalt dos inzwischen 
in den Kassen der Notenbanken erneut angesammelten Bestandes 
en RKX-Bohoinen. Der Kommissar der Nationalbank vereinbarte 
daraufhin mit der Emissionsbenk die Rücklisferung unter der 
gleichen Absprache wie im November 1940. 


Im Juni 1941 wurde dann mit der Emissionsbank vereinbart, 
&ass sie den Gesamtbetrag der bis zum 50. Juni 1941 umge- 
&ausohten RXK-Soheine in Höhe von 3.567 Mill. bfrs, - oin- 
sohliosslich der bereits gelieferten 450 Mill. bfrs. = an 
âte Hauptverwaltung der Reichskreditkassen herausgeben und 
dafür eine Gutschrift in belgischen Franken auf dem Untausch- 
konto A erhalten solle, Gleichzeitig wurde mit dem belgi- 
sehen Finanzministerium vereinbart, dass die nach dem 50. 
Juni 1941 von den "otenbanken hereingenommonen RKK-Scheine 

enetlich in Höhe von 50 Mill. bfrs, = 4 Mill. RM auf die Be- 
satzungskostenraten in Zahlung gegeben werden sollten, Ein 
&arüberhineusgehender Betrag sollte euf einem nouen Umtausoh- 
konto B der Emissionsbank gutgebracht werden. 


Nachdem sich im Laufe der Zeit bei der Nationalbank erneut 
BEK-Scheine in beträchtlicher Höhe angesammelt hatten, stell- 
te der Bonderbevollmäehtigte West der Hauptverwaltung der 
Reichskreditkassen am 5. Juni 1942 erneut den Antrag auf Ab- 
lisferung eines runden Betrages von 500 Mill. bfrs. zwecks 
Gutschrift des Oegenwertes auf dem Unteuschkonto. Die Natio- 
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nalbank hat in ihrer Antwort vom 17. Juni 1942 ausgeführt, 
dass sie seinerzeit die 3.567 Mill. bfrs. gegen Hontogut- 
schrift zurückerstattet habe, de die Rückziehung der REK- 
scheine iu Belgien damals praktisch und damit 
das Prinzip des einheitlichen Zahlungsmit , aes für 
Belgien von vitalem Interesse uoi, wieder hergestellt sei. 
Die Erwartung, dass dio Zuflüsse an Reichskredi tkassenschei- 
nen nur nooh gering sein würden, habe sich jedoch nicht er- | 
füllt, vielmehr seien seitdem REK-6cheine in beträchtlichen 
Unfange neu ins Land geflossen. Unter diesen Umstünden sei 
die Aufrechterhaltung des einheitlichen Währungsumlaufs in | 
Belgien in Gefahr und die Nationalbank daher nur bereit, die 
angeforderten RKK-Scheine herauszugeben, wenn die Besatzungs- 
wacht dio notwendigen Massnahmen ergreife, um die EKX-Schei- 
me in einer Form zurückzuziehen, durch die keine Belastung 
für Belgien entstehe. 


Nach der praktischen Ausserkurssetzung der BKK-Soheine in | 
Belgien an 17. August 1942, in deren Verlauf der Kassenbe- 
stand der Enissionsbank auf 1.782 Mill. bfrs. an REK-Schei- | 
men onsehwoll, wurde von der Hauptverwaltung der Reichskre- | 
éitkassen der Wunsch auf Herausgabe dieses Notenbestandes | 
erneut golussert. Ein diesbezüglich bereite vorbereitetes 
Schreiben an die Emissionsbank kam jedoch nicht zur Absen- 
dung, weil sich kurz darauf ergab, dass der Reíohsfinanzmi- 
nister gegen die Gutschrift des Gegenwertes Einwendungen ere 
hob, der betonte, dass die seinerzeitige Gutsohrift über 

3,567 Mill. bfrs. ohne seine Zustimmung erteilt worden sei. 
Gleichzeitig stellte er die Forderung, dass diese Buchschuld 
der Hauptverwaltung der Reichskreditkessen gegenüber der 
Emissionsbank durch den belgischen Staat ale zusätzliche 
Besatzungskosten übernommen werden solle, Ferner forderte 

er die entsohüdigungslose Ablieferung des derzeitigen Be- 
standes, Wenn dies jedoch aus politischen Gründen zurzeit 
nicht verlangt werden könne, kime, um den politischen Che- 
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zukter der Zahlungen festzuhalten, nur eine unverzinsliohe 
Gutschrift zugunsten des belgischen Staates in Betraont. 


Der ChMy hatte in seinem Bericht vom 22, Februar 1943 an das 
P. E QUI daraufhin in Aussicht gestellt, dass die Übernahme der 
Er Buchschuld von 2.567 Mill. frs. vom belgischen Staat gefor- 
m Gert werden würde, Andererseits wurde jedoch betont, dass 

die Abforderung des derzeitigen Bestandes der Emis:ionsbank 

en REK-Goheinen nur gegen entsprechende Gutschrift des Ge- 


Daraufhin wurde am 14. September 1943 der Generalsekretär 
Ges belgischen Finanmministeriums vom MMV aufgefordert, der 
Buissionsbank Sohuldversohre!bungen in Höhe von 
3«566.547.630 bfrs. zu übergeben und damit die aus der ibga- 
be von MK-Geheinen im Betrage von 285.323.812,-— RM ent- 
standene Buchschuld der Hauptverwaltung der Beichskredit- 
kassen zu übernehmen. 


Gleichzeitig wurde die Emissionsbenk aufgefordert, ihren am 

Jle&ugust 1943 vorhandenen Bestend an &KX-Gcheinen unverzüg- 

Aich en die Reichskreditkasse in Brüssel gegen Kontogut- 

» mehrift in bfrs. abzuführen, da diese Scheine für den Zah- 

lungevorkehr der Reichakreditkassen im Osten benötigt vür- 
den. 






Ax . Die Eniseionsbeuk hat mit Sehreiben vom 23. September 1943 






ben würden. Ausserdem wollte sie dic RKK-Sehoîne bekal- 


ei ME Lost nnd wa) vna 
ehe mit diesen Noten bezahlt worden seien, Die Dnis- 



















ien könnte, während sie die of deokte sich 
ten für besser realisierbar hielt, Im übrigen “ 


teht zu erreichen wer. Der ! —* ‘ 
— — Seite als Gowaltakt hingeste1lt ~ 


entschlossen war, auch diesmal wieder (ie —— 
Gowalt vorzugehen. Die Beamten der Resa = À 
sar selbst mit Hilfe von tus ; 
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des belgischen Finanzministeriums mit Schreiben von 25, Bep- | 
tember 1943 mit der Bogründung ab, dass Ihm von einem Yorbe- 
halt bezüglich einer endgültigen Regelung des Gutschriftebde- 
treges nichts bekannt cot wat Gos in Stove aio tn Sapien || 
ber 1940 erhobene erste Rate der Besatzungskosten über 3 mM, 
bfrs. dio Bedürfnisse der Besatzungsmacht gedeckt habe. 


Die MY erwiderte am 30. November 1943, dass dio Riniösung der! ! 
RKK-Goheine im Gegenwert von 3.567 Mill. bfrs, durch die Nas || 
tionalbank als Aufbringung von in den ersten Monaten der Be- |! 
eatzungszeit nicht erhobenen Besatzungakosten angesehen were 
de, welohe in der ersten Zahlung von 3 Mrd. bfrs, nicht ent- 
halten war. Das Ersuchen um Übernahme dieser Sohula durch 
den belgischen Staat wurde daher wiederholt, 


Der Generalsekretär des Finanzministeriums antwortete darauf | 
am 15. Dezember 1943 mit eingehenden Reohtsausführungen, | 


Die weitere Behandlung der Frage im ersten Halbjahr 1944 
hai zu keiner Änderung des belgischen Standpunktes gzsmüss | 
den deutschen Forderungen geführt. Die Schuld der Hauptver- 
waltung der Reiohskreditkassen gegenüber der Emissionsbank 

in Höhe von 3.567 Mill. bfrs. bestand bei Räumung Brüssels 
unverändert fort, 


von Reiehsbanknoten. 


Bereits dureh Bekanntmachung vom . Juni 1940 war die bel- 

gische Bevölkerung darauf aufmerksam gemacht worden, dass | 
die im Deutschen Reich gültigen Reichsbenknoten, Rentenbank- | 
scheine und Scheideminzen im Werte von 0,50 RM und mehr im 
besetzten Gebiet nicht gesetzliche Zahlungsmittel wären und 
daher weder in den Verkehr gebracht noch angenommen werden 
dürften. Gelegentlich der Ausserkurssetzung der RKK-Scheine 








im Juli/August 1942 wurde der Hinweis auf Unlaufs- und Anse ` 
nahmeverbot von Reiohsbanknoten wiederholt, Trotz dieser } 
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Die Zunahme der Einnahmen im Jahre 1940 gegenüber den 
Einnahmen der Vorjahre ist auf den vermehrten Verbrauch 
von steuerpflichtigen Ganußmitteln wie Bier, Branntwein, 
Tabak durch deutsche Truppen zurückzuführen, Das weitere 
Ansteigen der Einnahmen in den folgenden Jahren hat seine 
Ursache in den von der MY angeregten Steuererhöhungen. 
Diese heben insbesondere auf dem Gebiet der Tabak-, Brannt- 
wein-, Bier- und Weinsteuer zu erheblichen Einnahmsteige- 
zungen geführt. 


Daß die Einnahmen aus den Verbrauchsabgaben im Jahre 1943 
gegenüber dem Jahren 1942 um 459 Mill. bfrs,, mithin um 
18,7 vH, zurückgegangen eind, ist im wesentlichen darauf 
gurücksuführen, daß infolge Verknappung der verbrauchs- 
abgabepfliohtigen Waren der Verbrauch gesunken ist. Dem- 


entsprechend sind auch im 1. Halbjahr 1944 dic Verbrauchs- 
&bgabeeinnahnen woiter zurückgegangen. 


$ 19 


Besatzungskos ten, 


Rechtsgrundlage und Begriff, 


Die landeseigene Verwaltung Belgiens blieb &uoh nach der 
Besetzung bestehen. Die Besatzungamecht hat daher von der 
nach Art. 48 HIKO gegebenen Möglichkeit, die zu Gunsten 
des Staates bestehenden Abgaben, Zölle und Gebühren selbst 
zu erheben, keinen Gebrauch gemacht, Sie verblieben der 


Btac:skasse, die damit ie persönlichen und sächlichen 
Ausgaben der Lonjesverwaltung bestritt, 
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ihrer eigenen Aufgate 3 fte - 
satzungskosten vom belrisc’« ; e e 1 
rechtliche Grundlage daf t A A ] E 
dermaßen lautets 
"Erhebt 3er : 
en im vorste! n icel beze "ren 
andere Auflaren i t » 9C + ak. 
kung der Bedürf se des erwal 
ileses Gebiets geschenen,” 
er Generalsekretir Je lei anne 
te in de: c . - 
r un en v on "s mide roste und d Li m, 
Zr machte jedoch geltend, daß alle J a j if 
die Zrirügnisse -e J u Leochi Sal ars Sos 
«osten nur im iahmen eines ve tige € f (ET — 
den dürften und die Besatzunge behürde nicht be 
könne, dem besetzten Lan Le orbal iv ei: eron 
iruppenbesiancee auf“uerlegen, als iür Sie zr: isse 
der eigentlichen Sesetzung notwercig sei. 
Die MV hat eine Erürterung der ec! rage mit der belgi- 


schen Seite durch Schreiben vom 14. Februar 1.41 - fin 
60 = abgelehnt, Intern hat sie es ale eine ihrer vorrohm- 
sten Aufgaben betrachtet, cle Besstzur,3K0: tenicrderung en 
im annen der Leistungsfihigkrit Belgiens zu lten u 
auf ein vernünftiges laf zu beschrinken, Auf (er finansial- 
len Seite lagen die Probleme klar zu Tage. Bs zufie v 
uleden werden, daß dureh die Über die Besatzung macht in 
das band strömenden Geldmittel Währung u Sirtechali sere 
rüttet wurden, Dabei spielte neben der Frage ‘er absoluten 
Höhe der Besatzungekosten eine entscheilende olle, 

alle su Setot stehenden Führungsschutzuafnahren e 
and wirksam Surchgeführt wurden, In besonderem Mal rar'elte 
es sich aber um ein güterwirtschaftlichens Problem, Die Be- 
satzungskosten dienten der Beschaffung von Gütern und Dienst- 
leistungen für die Besatzungsmacht, sei es in “ere vertrag 
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licher Abmachungen, sei es im Wege der Requisitionen nach 
Art 52 HLKO. Hier lag anch die Crense für die Befriedigung 
der Beäürfnisse der Besatzungsmacht aus dem Lande, Die Inan- 
spruchnahme der Erseugnisse und Vorräte sowie der Arbeits- 
krüfie des Landes mußte im Verhältnis su seinen Hilfsqueilen 


stehen und so bemessen sein, daß der Bevölkerung der notwen- 
digste Lebensbedarf verblieb. 


Zu der Frage, ob die aus Besatzungskosten su unterhaltende 
"armée d'occupation" nach bestimmten Gesichtspunkten zu be- 
grensen sei, ließ sich aus der HIKO nichts entnehmen, Der 
NilBef erbat daher mit Schreiben von 17. Januar 1941 = Kio 
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| Stab IVa / Verw. Stab geheim Az Ia 238/41 geh. - die Entschei- . 


dung des Oberkommandos des Heeres, Er führte in diesen Schrei- 


ben aus: 
"Als Besatz sten sollten nur diej 
in — bonnes die für eine T 









ke ent- 






Durch Y des Oberkommandos des Heeres Gen St à H / Gen 


= . von 29-Januar 1941 wurde entschieden, das 
eine unterschiedliche Behandlung der auf die Besatzungstruppen 


oder die Operationstruppen entfallenden Kosten abgelehnt wer- 
don müsse. Mit der allgemeinen Verfügung von 214 Oktober 1941 

AWA/WY (VII b) bestätigte das Oberkoumando der 
Wehrnacht die Entscheidung des OKH, daß auch die Kosten der 
Operationsarmee Besatsungskosten seien. 
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Ausgaben 
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heaton stellte à 
ions für die in | 
diei. uui © Makaka Ves Besten Ii 20510 
gelieferte Lebensmittel, im Reich gesehlte Familienunterstüt- 


~ mng u.ä.). Diese Unterscheidung war sahen durch die vorsohie- 


denen Währungen innerhalb der besetzten Gebiete und gegenüber 
dem Deutschen Reich bedingt. Der Geldbedarf der Benatzungs- 
nacht in einem Gebiet mit fremder Wührung konnte - von dem 
ele vorübergehende Behelfsmaßnahme gedachten Binsats der 
Reichskreditkaseensoheine abgesehen - nur durch die Zurver- 
fügungstellung ausreichender Landessahlungsmittel befriedigt 
werden, während der außerhalb auftretende Geläbedarf aufbrin- 
gungsmäßiz sunüohst nur das Gebiet berührte, in dem die Aus- 
gaben su isisten waren. Daher betraf auch für Belgien das ei- 
geniliche Besatsungskostenproblem die inneren Besatzungskosten, 
die Belgim aufzubringen hatte und deren Verwendung im Lande 
die Währung belastete, Der Ersatz der Uußeren Besatzungskosten r 
sn das Reich war weniger voräringlich, Er hätte zwar, da die 
belgi schen Zahlungen im belgisch-deutschen Clearing zu bewir- 
ken gewesen wären, die für die zukünftige finanzielle Ausein- 
andersetzsung erwünschte Wirkung einer Verminderung der belgi- 
schen Clearingspitze und damit der wirtschaftlichen Verschul- 
dung Deutsdhlands gehabt, wäre aber für die gegenwärtige geld- 
und güterwirtschaftliche Befriedigung des Bedarfs der Besat- 
zungemacht aus außerbelgischen Gebieten ohne besondere Bedeu- 
tung gewesen. Eine Abschlagzahlung auf äußere Besatzungskosten 
warde daher von den Belgiern nicht verlangt. Ihre Geltenäns- 
chung blieb bis zum Priedensschluß vorbehalten. 


Aufbringung | | 


Während in Frankreich der Waffenstillstandsvertrag der Höhe 

nach festumgrenzte Besatzungskosten vorsah, fehlte in Belgien, 
dessen Heer bedingungslos kapituliert hatte, jede vertragliche 
Abmachung. In den ersten Monaten der Besatzungszeit wurden von 
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den Venrmachtéienstetellen alle Anngaben ünrch Verwendung 
von ieichskreäitkassenscheinsn gejeokt, die entweder aus der 
Teinat mitgebracht eder in Belgien bei den BReichskreditksseen 
abgehoben worden waren. Diese Bezahlung der Wehrmpoht 

se mittels ieichskreditkassenscke.~en, also durch dentsche 
Zahlungsmittel, bedeatcts sachlich die Finanzierung 4er dem 
belgischen Staat nach Art, 49 HLKO obliezgenien Lasten durch 
das Reich; in Höhe der auf diese Art in Belgien zur Verausge- 
bung gelangten Seichskreditkassenscheine lagen unerhobene 
Besatsungskosten vor ( vgl. hiersu Teil? { 2 5.4 ff.). ^, 


‘8 


Eine der ersten Aufgaben der MY mußte daher sein, die zur Be- 
friedigung der Bedürfnisse der Besatzungsmacht erforderlichen 
Geldmittel als Besatzungskosten vom belgischen Staat zu ere 
heben. Bei der Lösung der Prage, die gelälichen Anforderungen || 
sowohl hinsichtlich der absoluten Höhe als auch der seitli- 1 
chen Inanspruchnahme richtig zu bemessen, stand die NY vor | | 
einem der schwierigsten Probleme. Galt es jedoch einerseits | 
diese Mittel entsprechená den Bedürfnissen der Wehrmacht auf- | 
zubringen, andererseits aber ihre Höhe nach der Leistungsfähig- 
D keit des Landes, insbesondere unter Berücksichtigung der Er- 
haltung der Währung zu bemessen. Genauere Unterlagen für diese 
Entscheidung lagen nicht vor, Untersuchungen in der Richtunge, 
den vorwesichtlichen 2edarf an Besatzungskosten unter Zu- 
grundelegung eines Pauechsatses je Kopf der Besatzung nach der 
jeweiligen Belegung Belgiens mit deutschen Truppen schätzunge- 
weise zu ermitteln, erwiesen sich als nicht brauchbar. Bei 
den starken Schwankungen der Belegungestirke war es anSeror- 
ientlich schwierig, die Besatzungszahl annähernd richtig fest- 
zustellen, Hinzu kam, daß bei dieser Art der Berschnung die 
persönlichen Ausgaben, nicht aber die sachlichen (Flugplats- 
beuien, befestiruncsanlagen usw.), die sehr wesentlich waren, 
berücksichtigt wurden. Darüberhinaus angestellte Erhebungen 
der UV, aus einer Aufgliederung der bisher durch die Wehrmacht 
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in Belgien verausgabten Beträge nach ihrem Varwendungszweck 
wenigstens schätzungsweise den künftigen Wehrmachtsbedarf zu 
ermitteln, führten zu keinem Ergebnis, da das in einfachster 
Form aufgezogene Rechnungswesen der Wehrmacht den Verwendungs- 
gweck der Ausgaben nicht ersichtlich machte und damit die Fer- 
tigung derartiger Au’ gliederungen nicht ermöglichte, Arch die 
Höhe der wührend des Krieges 1914 - 1918 erhobenen BesatzungS- 
kosten (4o Mil. Goldfranken monatlich in der Zeit vom 1. 
Dezember 1914 bis 30. November 1916, 5o Mill. Goldfranken mo- 
atlich vom 1. Dezember 1916 bis 51, Mai 1917 und 60 Mill. 
Goldfranken monatlich vom 1. Juni 1917 bis 51. Oktober 1918) 
konnte ale brauchbare Unterlage für die Bemessung der Besat- 
sungskosten in diesen Kriege nicht herangezogen werden. 


8o forderte die MY für einen zunächst unbestimmten Zeitraum 
beim belgischen Finanzministerium mit Schreiben vom 26. Juli 
1940 in Anrechnung auf die zu einen späteren Zeitpunkt end- 
gültig festzusetzende Summe der Besatsungskosten als erste 
if mate inen Butreg ven 9 Milan Mite an. Als nach der im 
Oktober 1940 erfolgten Umstellung des Wehrnachtzahlungsverkehr® 
auf belgische Francs dieser Betrag zu Ende ging, warden im No- 
/ vember weitere 2,5 Milliarden bfrs. angefordert, Erst im Laufe 
weiterer Besprechungen wurde den Beigiern mitgeteilt, daß die 
erste Besatzungskostenrate für die Zeit bis Ende Oktober 1940, 
J ate zweite Rate für die Monate November und Dezember 1940 ge- 
dacht sei. Darüber, daß ĉie tatsächlichen Kosten der Besatzung 
in dieser Zeit höher gewesen waren (Binsatz von Reichskredit- 
| kassensoheinen), wurden die Belgier ebenfalls eindeutig unter- 
, richtet. Das belgisohe Finansministerium erkannte die Porde- 
rungen auf Besatsungskosten grundsätzlich als berechtigt an, 
machte jedoch geltend, daß die geforderte Summe untragbar hoch 
und im Hinblick auf das Fehlen einer im voraus seitlich gere- 
gelten und betragsmäßig festgelegten Belastung nit einer geord- 
. meten Pinenswirtechaft nicht vereinbar sei. In der Denksohrift 
= war Besatsungskostenfrage vom 20. Desember 1940 betonte der 
E Generalsekretär Plisnier, daß Belgien, dessen Wirtschaft in- 
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folge des Krieges darniederliege, den geldlichen Anforderungen | 
der Besatzungsmacht nicht gewachsen und sein finanzieller Zu- 
sammentruch mit der Folge der Inflation zu befürchten sei. Br 
wies wörtlich darauf hin, daß es äoch nicht erwünseht sein 
könne, daß die Forderungen der Besatzungsbehörde ein solches 
Ausmaß annähmen, das die Bevölkerung in Verzweiflung stürzen 
und die Einleitung einer wirtschaftlichen Zusammensrbeit un- 
möglich machen würde, 


Den Wünschen der belgischen Seite, zu Gunsten einer geordneten 
Haushaltsgeberung iie Besatzungskosten in bectimmtem Rythmus 

für einen längeren Zeitraum festzulefen, konnte die Bereohti- 
gung nicht abgesprochen werden, Andererseits mußten aber unter 
allen Umständen die für die Bedürfnisse der Wehrmacht in Bel- 
gien erforderlichen Geldmittel in belgischen Francs aufgebracht 
werden. Dabei war auf die Erhaltung und Erschließung der für 

34e Bedürfnisse der deutschen Kriegswirtéchaft notwendigen 
wirtschaftlichen Hilfsquellen Bedacht zu nehmen, Bei der 
Durchführung dieser übercus schwierigen Aufgabe konhte ein 
Diktat keine befriedigende Lösung bringen, vielmehr war die 

uv weitgehend auf die Mitarbeit der maßgebenden belgischen 
Dienststellen und Wirtschaftskreise angewieoen, Bine ersp 

liche Mitarbeit war jedoch nur dann gewährleistet, wenn es dei | 
uv gelang, in den belgischen Kreisen Verständnis für ihre mee || 
derungen zu erwecken. Diese mußten sich in den Grenzen des Eu- | 
en Falles Tragbaren und im Rahmen der anerkannten Regeln 

des Völkerrechtes halten sowie auch im Verhältnis zu den Be- 
lastungen der Nachbarländer Frankreich und Holland der Billig- | 
keit und Gerechtigkeit in etwa entsprochen, [| 


Aus dem Bestreten heraus. im Verhältnis su Frankreich und 3T 
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zum Ausgleich erforderlichen Warenlieferungen von Holland und 
Frankreich nach Belgien nicht für durchführbar hielten un? er- 
klärten, daß Belgien die für die Bedürfnisse der Besatzung s- 
macht im Lande benötigten belgischen Francs aus eigener Kraft 
aufbringen müsse, 


kunmehr versuchte die NV die Begrenzung der Besatzungskosten 
nach oben und die Gleichmäßigkeit der Erhebung durch Festle- 
gung eines monatlichen Höchstbetrages zu erreichen, Die an=- 
gestellten Untersuchungen hatten ergeben, daß die innerbel- 
gischen Staatsnusgaben bis auf einen nicht allsugroBen Über- 
hang durch ordentliche Einnahmen, insbesondere durch erhöhte 
Steuern gedeckt werden konnten, Die allmühliche Besserung der 
Wirtschaftslage und das wiederkehrende Vertrauen ließen eine 
Inanspruchnahme des Geld- und Kapitalmarktes mit jlihrlich 
etwa 12 Milliarden bfre. als möglich erscheinen, Mir die ĉar- 
Uberhinaus zu deokanden Fehlbetrüge konnte wine mäßige Auswei- 
tung des Zahlungemittelumlanfe, die auch der Gouverneur der 
Aationalbank für tragbar hielt, in Kauf genommen werden, Bei 
dieser Sachlage hielt die NV die Erhebung einer monatlichen 
besatzungskostenrate von 800 Millionen, höchstens einer Xilli- 
arie bfra, flr tragbar und stellte einen entsprechenden Antrag 
bei dem für die sucaumenfaeoende Behandlung der Besatsungeko- 
stenfragen sustündigen Beauftragten für den Vierjahresrlen. 


Den dabei maigebenden Erwägungen lag die Annahme zu Grunde, daß 


infolge Verringerung der Besatzungstruppen und allmählichen 
üurüockgehens der Aufwendungen für Bauten, ferner durch Verwei- 
sung der besatsungefremden Kosten (Beschaffung in Belgien für 
andere Gebiete) auf die Bezahlung im Clearing sowie mit Hilfe 
einor wirksamen und sentralen Steuerung der Mittelbewirtschaf- 
| dooken würde, Im übri- 


belgischen Stastes 
in Aussioht genomnen, 
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rate von je einer Milliarde  bfrs. angefordert, ohne sich je- 
doch dem belgischen Piransministeriur gegenüber an diesem Be- 
trag für einen lüngeren Zeitraum zu binden, Die hiernach æf- 
gebrachten Besatsungskosten — im Monat Januar 1941 wurden 

100 Millionen befrs, Quartíerleistungen angerechnet, daher 
nur 500 Millionen bírs. erhoben - deckten bis April 1941 den 
Bedarf der Wehrmacht, wobei allerdinge eine aus den Zahlungen 
in Jahre 1940 erübrigten Reserve von einer Milliarde bfre. 

in Anspruch genomnen werden mußte. Da der erwartete iüokgang 
der Wehrmachtausgaben nicht eingetreten war, = die Abhebun- 
gen bei den Neichskreditkassen betrugen im ersten Ealbjahr 
1941 monatlich durchschnittlich 1 250 Millionen bfrsS, ~ Ver- 
suchte die MY suniichst durch die finanztechrisohe Zwischen15- 
sung eines Überbrückungskredites ohne Erhühung der Anforderun- 
gen en den belgischen Staat durchzukommen. 


So wurde der Spitzenbedarf der Monate Mei, Juni und Juli 1941 
dureh einen Krodit des belgischen Pinansministeriume von je 
250 Mill. bfrs., susammen aieo 750 Mill. bfrs. gedeckt; er 
sollte später aus den damals noch erwarteten Ersparungen wieder 
getilgt werden. 


Der Beauftragte für den Víerjehreoplan gab in der Entschei- 
dung vom 11. Juni 1941 den Anträgen der MV nur in beschränkten 


 Umfange statt. Von der Inanspruchnahme von Krediten zur Deokung 


der Bedürfnisse der Besatzungstruppen sollte au? jeden Pall abe 
esehen werden, Poste Abechlagetchluncen zurächst für einen 
áeiiraum von drei lionaten wurden nur unter der Bedingung zuge- 
lassen, daß die Belgier sich gleichzeitig verpflichteten, auch 
über die Absohlagszahlungen hinaus die für die Besatzungsmacht 
erforderlichen belgischen France auf Anforderung zur Verfügung 
zu stellen. Damit war praktisch des von der MV aus psyobclogi- 
schen Gründen erstrebte Ziel - Begrenzung der Besatzungskosten 
nach oben - nicht erreicht, 








Im 


Im zweiten Halbjahr 1941 war weiterhin eine Steigerung ler 
Fekrzachtssusgaben festzustellen. In den Monaten Jul bis 


> 


Sertember 1941 warden bei den dchakreditkassen- in onata- 


urohsehnitt 1 4oo Mill. bfrs. abgehoben. ebe ivde ‘as 
esstzungsunkostankonto durch Ustiusche vo ichsnark, “eichs- 
krelitknssensoheinen, französischen Franes una hollür ‘ieohen 


äulfen in Anspruch genommen. Außerden wurde ad Aug 141 von 
ien bei den belgischen Notenbanken angesa-melten ‘cic! okre:it- 
kassenscheinen monatlich ein Betrag im Gegenwert von 50 mill. 
brel durch die Hauptverwaltung der ‘eicheskreditkassen zu Lee 


„ten der Zesatsungskouten zurückgenommen. 


Diese Unstünde erforderten an sich eine Erhöhung der Besat- 
ungstosten. Da jedoch nicht nur suf dem ioblete ve Yung, 


sonde$* auch auf dem Gebiete der güterwirtschaftlichen Vercor- 
gung (as Landes, insbesondere der Ernährung, ernste Besorgnisee 
bestanden, erschien eine nennenswerte zusitzliche Anforderung 
in ieem Zeitpunkt nicht vertretbar. Die MY schlug deshalb 
erneut beim Beauftragten für den Vierjahresplan vor, “ie Höhe 
der vor Belgien aus eigener Kraft à fonte perdu aufzubringen- 
den Becttsungskosten für die Vauer cer Besatzunzuzeit auf sí- 
n bestimmten Höchstbetrag festsulegen und den -iesen Betrag 
überstelgenden Sederf durch Aufnahme eines entsprechenden Kre- 
ites dre Neiches beim belgischen Staat zu decken. Zwar konn- 
te ein .olober Kredit die mit der Ausweitung ces Bedarfs vere 
burdene Zrhökung des Zahlungsnuittelunlaufs nicht verhindern, 
doch wereprach .iese Lösung eine psyehologische Entlastung ces 
Beoatzur mkostensrobleme; cie verantwortlichen belgischen Stel- 
len hütian sich der Bevölkerung gegniiber nunmehr darauf De 
rufen können, für ihre Vorleistung eine vielleicht später in 
Güter umsusetzende Forderung einzutanachen. -iese Firkung ere 
schien cer mit der belgischen Mentalitit vertrauten MY beson» 
iere erwünscht und so wesentlich, daß „ie dabei auch eine lets- 
te À ugwei tung Jer à fonds perdu zu zahlenden Besatzungskosten 
auf monatlich too Mill. 3M (1 250 Kill. bfrs,) in Leuf genom- 
son hätte. Der Vorschlag, den in der Sitzung bein Vier jabres- 
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Plan sm 15. Oktober 1941 OKH, OKW unà Keichswirtschaftenini- 

sierium beitraten, scheiterte daran, daB der Keichaminister der 

Finensen aus grunisüizliohen Erwägungen und sur Vermeidung von 

Berufungen eine Verschuldung des Reiches im Zusammenhang mit 

I Aufbringung innerer Besatsungskosten für untragbar orklür- 
; ' 


In Besprechungen mit dem Generalsekretär des belgischen M- 
nansministeriuns und dem Gouverneur der Bütionalbank über die 
90 geschaffene Lage unterwarfen sich die Belgier der in Ane 
sicht genommenen weiteren Erhöhung der Besatzungskosten, Gene- 
ralsekretär Plisnier hob jedoch hierbei hervor, daß ihm selbst 
und dem Kollegium der Generelgsekrotüre die Verantwortung für 
solche Tributleistungen des nach belgischer Auffassung unver- 
cohuldet in den Krieg verwickelten belgischen Volkes nicht 
sugemutet werden könnte, ohne des gleichzeitig Arbeit und Brot 
für die belgische Beviilkerung gesichert würden, 


In Hinblick suf des weitere Ansteigen der Wehmachtansgaben 
mußte bereits ab Oktober 1941 die monatliche Desatzungskosten- 
rate suf 1 500 M111. bfrs, erhöht werden. Da eine 

dee seinerzeit aufgenommenen Überbrückungskredites von 750 
Mill, bfrs. nicht möglich war, wurde eleichseitig in Einver- 
nehnen mit der belgischen Seite dessen Umwandlung in eine De- 
satzungskostenzahlung veranlaßt. Von Oktober 1941 bis zum Ende 
der Besatzungszeit blieben die Besatzungskostenraten mit 

1 500 bfrs, monatlich gleich hoch, ohne daß die MY sich auf 













bfrs, angerechnet wurden, Die Gosautzahlun 
‘Mill. RM = 66 9 
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Die einzelnen Besatzungskostenzahlurngen ergeben sich aus dar 
Zusammenstellung in inlage 1 + Dabei ist hervorzuheben, ‘aS im 
weiteren Verlauf de Besetzung iie Belastung ?ür lie Belgie 
durch ĉen monatlichen Betrag von 1 500 Mill. birs, — 
drüokend geverdeh war. os hing mit der Ausweitung deg Zah- 
lungomi ttelum! utes sowie mit der größeren Srglebigkeit der 
9teuercuollen und des Gold- und kapitolnmarktes £szubamsoen. Ane 
^ererseits wrlor cor erhobene Betrag aigesichts der Erhöhung 
der Preise auf den innerbelgischen Markt an Wert für die Be- 
satzungemacht und führte somit gu einer “Anderung der Besahaf- 
fungemglichkeiten, \ ! 





Venn trotzdem die Besatzungskosten zur Befriedigung der -edlrr. 
nisse der Wehrmacht in Lande in der Folgezeit nicht nur aus- 
reichten, sondern s0ga2 bis sum Ende dar Besetzung dem Inten- 
fauten beim MilBef díe Anlegung einer Kascenreserve von go ite 
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Akte VI, 
1 1 sache! 


Der Reichsmarschall des Crossdeutschen Reiches Berlin $.8., den 
Beauftragter für den Vierjahresplan 9, Sept. 1942 


pP. 14320/5 ge Bas 


Beiliegende Absohriften tibersende ich unter be sugnahze 
auf die Besprechung vom 12. August 1942 sur gef 1. Kenntnis 
mit dem Anheimstellen, die belgisohen zuständigen Stellen 
entsprechend su unterrichten. Bei Rückfragen ist darauf him 
suneisen, dass der Oberprüsident auf Weisung der Beichsregie- 


rang handslt. 


ges. Göring 
^x ges. M 
Verwal tungsassistent 





Akte YI, Bl. 29 


fishaine Reiehaseche! 


Rose don Grosséeutuchen Seienes Berlin ¥.8., den 
| Vierjahreeplea 9. Sept. 1942 
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veauftrage Sie daher, die Überlassung dieses Goldes duroh 
die ichgbank sur Verfügung neimr Dienstetelle anzuordnen. 
Hierfür wollen Sie den beiliegenden Wortlaut vornenden. Von 


ten Gecchehenen igt mit zu berichten, 
ges. Grips 


€ An den Herrn Oberpräsidenten = Führungssteb Wirtschaft - 
in 
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Sie verwahren für die Belgische Nationalbank, Prüssel, 
kg rauh 209.496.915,5 told. 


Auf Veranlassung der Reiohsregierung nehme ich dieses 
Gold anf Grud des È 15 Abs. 1 Nr. 5 und des § 2a des Reichs 
leistungsgesetzes vom à. 9- 1959 (ROBL. I S. 1465) für das 
| Deutsche Reich e Beauftragter für den Vierjahresplan - sur 
Verfügung (Eigentum) in Ansprach. 


Die Inanspruchnahme erfolgt gegen Vergütung dureh den 
Beauftragten für den fierjahresplan en die Belgische National- 
bank, Brüssel in Höhe des sich aus j 14 Abs. 1 des Cesetses 
über die Deutsche Reichsbank voa 15. Juni 1959 (ROBL. I 
8. 1015) ergebenden festen Satses von m 2.784.-- für 1 kg 
fein ebsüglioh &er sich aus der Prüfung und Scheidung des 
Qoldee etwa ergebenden Kosten. 





An die Deutsche Beichsbank 
s.Hd. von Herrn “csichsbankdirektor Wilhela 


- Mitglied des Beiohsbankdirektoriums - 
- oder Yertreter in Ast - 
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bie Deutsche Reichsbenk in Berlin une die imtesichobanı in 
Brüssel schliessen folgendes à PR 


Übereinkorznen t: 


Die Deutsche Reichsbank und die Emissionsbank in Brüssel 
werden gegenseitig für die ungehinderte Überweisungsm5gliohe 
keit aus Deutschland nach Belgien und umgekehrt Jorge tragen. 
Zu diesem Zweck wird die Emissionsbank in Brüssel die Reichs- 
markbetrige, die ihr von der Deutschen Keichsbank angeboten 
werden, zum Zurse von 250 Belgas für 100 Reichsmark übernehmen | 
und den Gegenwert in belgischen Pranken auszahlen. Zbenso wird | 
die Deutsche Reichsbank die Belzabeträge, die ihr die Emis- 
sionsbank in Brüssel anbieten wird, zum entsprechenden Lurs 
übernehmen und den Gegenwert in Reichsmark vergüten, 


s 


Geschehen in drei Auefertipungen. 


"v 


- Berlin, den 17.Auzust 1940 Brüssel, den 16.August 1940 


Emissionsbank in Brüssel 
gez. G.Janssen 805.A.Goffin 


Reichsbankdirektoriun 


gez. We Punk gez.Puhl 
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TRIBUNAL MILJI LIRE &NIERNATIONAL 
DES GRANDS CAL:ITNELS DE GUERRE 
Delezaticn francaise au 
Ministère Publie 
- Section eccncii jue 


L.2.B. ECO: 


Lecunent : 


UCIION DU DOCUMENT ECH 5 


Lin 


(extraits) 


Rap,crt final du Gcuveaernement militaire eniBelzique 
at dans le Nerd da la France 


9° partie licnnaie et fins uces 


és. 
ILI.La ré’lernentation de la circulation monctaire 


billets 


L'émission de bad Le RS de. la Reichskrelit- 
kasse par les Caisses de or@ift du Reich en Bal,ri- 
iue a at saint, vendant la péricda da mai à cetcLre 
1940, un nentant d'environ 4,2 ou 4,4 milliards de 
francs Lelges, s.it 336 à 352 millicns de RM. - our 
ca ncntants ims la pericde allant queue ee 30 

juin 1941, 3.567 millicns de francs belies scit 

265 millicns de RM fucent retirós de la circulaticn 
par l^ 2anjue d'émissicn et reversés à l!„dminis- 
traticn centrale de la Reichskreditkasse, 
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I hereby certify that the annexed document 


- PE 7 ls a photostat of an cri al 
document submitted in evidence by tne Bite States— 


Prosecution under tnis number, The original document 
has been withdrawn in accordance with Rule 10 cf 

the International Military Tribunal, and to the 

best of my MASE Shee and belief is to be held at 


the National ——— Washington D.G. 


PAUL A, JOOSTEN 
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International Military 
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